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Erfahrungen und neue Probleme bei der Durchführung 
des Rechtspflegeerlasses
Bericht des Generalstaatsanwalts der DDR, Dr. Josef Streit, 
in der 25. Sitzung des Staatsrates am 15. April 1966

I

Bilanz der bisherigen Durchführung 
des Rcchtspflegeerlasses
Seit der Verabschiedung des Rechtspflegeerlasses des 
Staatsrates der Deutschen Demokratischen Republik 
sind drei Jahre vergangen. Dieses bedeutsame Doku­
ment konnte beschlossen werden, nachdem die sozia­
listischen Produktionsverhältnisse gesiegt hatten, die 
Arbeiter-und-Bauern-Macht sich weiter gefestigt hatte 
und mit den Maßnahmen zur Sicherung der Staats­
grenze dafür gesorgt worden war, daß die sozialistischen 
Gesetzmäßigkeiten der ökonomischen und gesellschaft­
lichen Entwicklung in der DDR stärker und ungestörter 
durchgesetzt werden konnten.
Die Bilanz dieser drei Jahre zeigt, daß in der Durch­
führung des Rechtspflegeerlasses gute Ergebnisse erzielt 
worden sind. Recht und Rechtspflege haben zur weite­
ren Festigung und Sicherung der Arbeiter-und-Bauern- 
Macht und ihrer Staatsordnung sowie zur Vertiefung 
der Beziehungen zwischen der Bevölkerung und der 
Staatsmacht beigetragen. Die fest begründete Macht des 
werktätigen Volkes unter Führung der Arbeiterklasse, 
die entschiedene Abwehr aller Angriffe und Ränke des 
westdeutschen Imperialismus sind die entscheidende 
Grundlage dafür, daß die Menschenrechte, daß Humanis­
mus und wahre Gerechtigkeit sich voll entfalten können. 
Die imperialistischen Kräfte in Westdeutschland lassen 
nichts unversucht, um die friedliche Aufbauarbeit in 
der DDR zu stören. Sie erklären offen, daß die Beseiti­
gung der ersten deutschen Arbeiter-und-Bauern-Macht 
ihr Hauptziel ist. Die von den Gerichten der DDR gegen 
Spione und Agenten geführten Prozesse beweisen, daß 
der westdeutsche Imperialismus alles unternimmt, um 
uns große Schäden zuzufügen.
Mit der bisherigen Verwirklichung des Rechtspflege­
erlasses konnte dazu beigetragen werden, die innere 
Geschlossenheit der DDR zu stärken, das Staats- und 
Rechtsbewußtsein der Bürger weiterzuentwickeln, die 
Garantien für die Anwendung des sozialistischen Rechts 
im Interesse der Werktätigen auszubauen und ihre Teil­
nahme an der Rechtsprechung und an der kollektiven 
Erziehung der Rechtsverletzer zu erweitern.
Die Rechtspflege in der DDR dient der Sicherung der 
Herrschaft des werktätigen Volkes und seines fried­
lichen Lebens. Demgegenüber sind Recht und Recht­
sprechung in Westdeutschland ausschließlich den 
aggressiven Zielen des Monopolkapitals untergeordnet 
und richten sich gegen die Interessen und verfassungs­
mäßig verbrieften Rechte der westdeutschen Bevölke­

rung. Das sollten auch die Arbeiter und alle Werktäti­
gen Westdeutschlands erkennen und daraus die not­
wendigen Schlußfolgerungen ziehen. Indem die Rechts­
pflegeorgane noch besser und überzeugender arbeiten, 
erleichtern sie den ehrlichen westdeutschen Bürgern das 
Verständnis dafür, warum wir staatsfeindlichen Ele­
menten das Handwerk legen und mittels des Rechts da­
hin wirken, daß der Klassenkampf zwischen den reak­
tionären Kräften des Großkapitals in Westdeutschland 
und der Arbeiter-und-Bauern-Macht in der DDR zu­
gunsten der DDR entschieden wird.
Mit dem Rechtspflegeerlaß wurde ein neues Kapitel 
Rechtsentwicklung in der DDR aufgeschlagen, ein quali­
tativ neuer Abschnitt in der Rechtspflege eingeleitet und 
die Einheit von Volk, Recht und Rechtspflege weiter­
entwickelt. Diese Rechtsentwicklung wird ihre Aus­
wirkungen auch auf Westdeutschland haben. In der 
DDR entstanden neue Möglichkeiten für die Ausnutzung 
der Vorzüge der sozialistischen Gesellschaft und des 
sozialistischen Rechts und für eine höhere erzieherische 
Wirksamkeit der Rechtspflege.
In der Rechtspflege kommt es jetzt vor allem darauf an, 
das Verantwortungsbewußtsein der Bürger weiterent­
wickeln zu helfen, damit sie noch wachsamer und 
unduldsamer gegenüber Verbrechen und anderen Ge­
setzesverletzungen auftreten. Besondere Wachsamkeit 
erfordert die raffinierte politisch-ideologische Diversion 
des westdeutschen Imperialismus, die mit vielfältigen 
Mitteln betrieben wird.
Von den verschiedensten Stellen Westdeutschlands und 
Westberlins wird der Versuch unternommen, in der 
DDR dekadente Lebensauffassungen zu verbreiten und 
feindliche Stimmungen zu erzeugen. Einige ungefestigte 
Leute waren zeitweilig diesem Schmutz erlegen. Eine 
solche Haltung widerspricht den Grundsätzen unseres 
Rechts und dem Rechtsbewußtsein des überwiegenden 
Teiles unserer Bürger. Sie verstehen immer besser, daß 
der Aufbau des Sozialismus die Festigung der Rechtsord­
nung und der gesellschaftlichen Disziplin erfordert. 
Diese neue sozialistische Disziplin erwächst in der DDR 
aus der Einsicht der Bürger in die Notwendigkeit 
ordentlicher Arbeit und sauberen Verhaltens in der Ge­
sellschaft.
Die konsequente Durchführung des Rechtspflegeerlasses 
trägt dazu bei, daß sich der Schmutz und die Unmoral 
und die daraus erwachsenden kriminellen Folgen — die 
in Westdeutschland erschreckende Ausmaße angenom­
men haben — nicht in der DDR auswirken können. Die 
weitere Festigung der neuen Beziehungen der Bürger
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